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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Atomkemenergie und Wasserwirtschaft 

(26. Aussdiuß) 

über den Antrag der Fraktion der SPD 
— Drucksadle 496 — 


betr. Überwachung radioaktiver Verseuchung 


A. Bericht des Abgeordneten Memmel 


D(.»t Antrag Drucksache 496 ist vom Bundestag 
in seiner Sitzung am 21. Januar 1959 dem Ausschuß 
für Atomkernenergie und Wasserwirtschaft feder- 
führend und dem Ausschuß für Gesundheitswesen 
mitberatend überwiesen worden. Der federführende 
Aussdiuß hat den Antrag im Zusammenhang mit 
dem Entwurf eines Gesetzes über die friedliche Ver- 
wendung der Kernenergie und den Schutz gegen 
ihre Gefahren (Aton^gesetz) in den Sitzungen am 
18. März und am 22. April 1959 beraten und als 
Sachverständige die Universitätsprofessoren Dr. 
Fleischmann, Dr. Holthusen, Dr. Langendorff, 
Dr. Muth, Dr. Rajowsky und Dr. Zimmer gehört. 
Die abschließenden Beratungen im Ausschuß erfolg- 
ten am 21. Januar und am 11. Februar 1960. In der 
letzten Sitzung nahm Bundesminister Dr. Balke zu 
dem Antrag Stellung. Er verwies auf seine Ausfüh- 
rungen in der Sitzung des Bundestages vom 11. No- 
vember 1959 (stenographische Berichte S. 3029 C ff.) 
und führte ergänzend zu den einzelnen Punkten 
des Antrages aus: 

Zu L Nr. 1 

Im Jahre 1958 habe der unverbrauchte Restbe- 
trag 86 000 DM betragen; für das Rechnungsjahr 
1959 werde voraussichtlich ein unverbrauchter Rest- 
betrag von 347 000 DM anfallen. Die auf Grund 
der Anträge bewilligten Mittel hätten knapp 
1 000 000 DM jährlich betragen. Für das Haushalts- 
jahr 1960 seien 984 000 DM veranschlagt worden. 

Zu I. Nr. 2 

Die Vorbereitiingsarbeiton in der Versuchsanstalt 
Neiiherberg seien so weit fortgeschritten, daß in 


. etwa ^'4 Jahr mit der Ausbildung von Ärzten und 
i Biologen im Strahlenschutz dort begonnen werden 
I könne. Es sei auch hier eine Vollausbildung vorge- 
I sehen. An diesem Prinzip wolle man auch fest- 

halten. 

I 

I 

I Zu I. Nr. 3 

i Die Zahl der ausgewerteten Filmdosimeter bc- 
‘ tragen für das Jahr 1959 rund 60 000. Daraus gehe 
hervor, daß in der Personenüberwachung ein be- 
achtlicher Aufwand betrieben worden sei. Im Ent- 
! Wurf der 1. Strahlenschutzverordnung seien weit- 
reichende Bestimmungen über die Messung der 
I Personendosis Beschäftigter enthalten. Ferner sei 
i die dosimetrische Überwachung in den Fällen, in 
I welchen sie notwendig sei, als obligatorisch fest- 
j gesetzt worden. 

I Zu I. Nr. 4 

j 

Für die Förderung der speziellen Strahlenschutz- 
forschungen seien im Haushaltsjahr 1959 etwa 
j 3 800 000 DM bewilligt und für das Jahr 1960 ein 
I Betrag von 4 800 000 DM in Ansatz gebracht wor- 
den. Daneben laufe die allgemeine Förderung der 
Atomforschung auf den Gebieten der Medizin, Bio- 
logie und Landwirtschaft. 

Zu I. Nr. 5 

I Der deutsche Wetterdienst habe die Zahl seiner 
j Stationen von 10 auf 15 erhöht. Ferner sei eine 
i Reihe von Meßstellen mit Geräten für die Analyse 
' von Einzelniiklidcui (insbesondere Radiostrontiiim) 
j ausgerüstet worden. 
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Zu L Nr. 6 

Es sei vorgesehen, beim Bundesgesundheitsamt 
eine Abteilung „Strahlenbelastung" einzurichten. 
Die Schwierigkeit liege in der Lösung des perso- 
nellen Problems. Die neue Abteilung beim Bundes- 
gesundheitsamt solle die Aufgaben wahrnehmen, 
die in I. Nr. 6 einer Zentralstelle für die kontinuier- 
liche Analyse der Meßergebnisse unter biologisch- 
medizinischen Gesichtspunkten zugedacht seien. Die 
Abteilung des Bundesgesundheitsamtes werde der 


fachlichen Weisung des Bundesministeriums für 
Atomkernenergie und Wasserwirtschaft unterstehen. 

Der Ausschuß nahm diese Darlegungen zur Kennt- 
nis und beschloß einstimmig den unter B. aufgeführ- 
ten Antrag. Diesem Antrag hat sich der mitbetei- 
ligte Ausschuß für Gesundheitswesen, der den An- 
trag Drucksache 496 ebenfalls zusammen mit dem 
Entwurf eines Atomgesetzes beraten hat, ange- 
schlossen. 


Bonn, den 24. Februar 1960 


Memmel 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

die Bundesregierung zu ersuchen, 

den Bundestag bis zum 31. Dezember 1960 über die 
Maßnahmen, die sie hinsichtlich des Punktes I Nr. 1 
bis 6 des Antrages Drucksache 496 getroffen hat, 
erneut zu unterrichten. 


Bonn, den 24. Februar 1960 


Der Ausschuß für Atomkernenergie und 
Wasserwirtschaft 


Dr. Dehler 

Vorsitzender 


Memmel 

Berichterstatter 



